Wortlaut der Bekanntmachung  des Staatsministeriums  des Inneren — Referat 19 Nr. 52301/37 II B — vom 31. Januar 1938, die zur Auflösung des Bund Neudeutschlands in Bayern führte:

Auf Grund § 1 der Verordnung des Reichspräsidenten zum  Schutze von Volk und Staat vom 28. Februar 1933 wurden in sämtlichen bayerischen Diözesen, einschließlich der Diözese Speyer, die katholischen Jungmännervereine, Jungfrauenkongregationen und der Neudeutsche Bund aufgelöst und verboten. 
Die entsprechende Bekanntmachung der Bayerischen Staatsregierung hatte folgenden Wortlaut: 

Auflösung katholischer Jugendvereinigungen. 

Bek. d. Staatsmin. d. I. — Referat 19 Nr. 52301/37 II B — vom 31. Januar 1938 über die Auflösung katholischer Vereine. 

Auf Grund § 1 der VO des Reichspräsidenten zum Schutz von Volk und Staat vom 28. Februar 1933 (RGBl. S. 83) werden mit sofortiger  Wirksamkeit folgende katholische Vereine aufgelöst und verboten: 

1. Die Marianischen Jungfrauenkongregationen der bayerischen Diözesen einschließlich der Pfalz mit ihren Unter- und  Nebengliederungen sowie die ihr angeschlossenen Jungfrauenvereine. 

2. Die katholischen Jungmännervereine der bayerischen Diözesen einschließlich der Diözese Speyer mit ihren Unter- und  Nebengliederungen, insbesondere der St.-Georgs-Pfadflnder und Sturmscharen. 

3. Der Bund Neudeutschland — Jüngerenbund (Vereinigung von Schülern höherer Lehranstalten) für das Land Bayern, einschließlich der Pfalz. 

Den angeführten Vereinen wird jede Tätigkeit, insbesondere die Errichtung von Nachfolge- und Deckorganisationen verboten, Verboten wird ferner der korporative Eintritt der Mitglieder in eine andere katholische Organisation. Zuwiderhandlungen werden nach § 4 der VO vom 28. Februar 1933 bestraft. 

I. V. Frhr. v. Eberstein. 

Wie die Bischöfe Bayerns in einem Hirtenwort vom 6. Februar 1938 feststellten, lag das besonders Verletzende dieser Verordnung darin, dass sie sich auf das Gesetz vom 28. Februar 1933 stützte, das doch den Untertitel führt: „...zur Abwehr kommunistischer, staatsgefährdender Gewaltakt e"; Darum schrieben sie: „Wir erheben Einspruch dagegen, dass man unter Berufung auf diese Verordnung kirchliche Vereine auflöst und verbietet, die nicht kommunistisch, sondern christlich sind, die nicht staaatsgefährdend, sondern staatsbejahend sind, die nicht Gewaltakte planen, sondern bestehende Obrigkeiten anerkennen."    

